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A. Legistik

1. Staatszielbestimmung Wirtschaftsstandort
Scheinbar gibt es noch „Wahlzuckerl“, die seitens der Regierung
produziert und gewickelt werden: Die StaatszielbestimmungWirt-
schaftsstandort soll in der österr Verfassung verankert werden.
Zukünftig soll sich die Republik Österreich (Bund, Länder und
Gemeinden) im Rahmen des neu zu schaffenden § 3a BVG Staats-
ziele zu einem wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort als Vo-
raussetzung für Wachstum und Beschäftigung bekennen. Der par-
lamentarische Prozess ist noch nicht abgeschlossen.1)

B. Judikatur

1. Aarhus-Konvention – es geht nicht nur um Protect
In letzter Zeit hätte man auf die Idee kommen können, dass sich
der gesamte Inhalt der AarhK mehr oder weniger ausschließlich
auf den Zugang von NGOs zu gerichtlicher Überprüfung sowie
deren (Partei-?) Stellung in umweltbezogenen Genehmigungsver-
fahren beschränkt. Dass dem nicht so ist, daran erinnerte der
EuGH, der sich mit der Frage der Festsetzung (nicht übermäßig
teurer) Verfahrenskosten auseinanderzusetzen hatte. Zurückge-
hend auf einen irischen Sachverhalt, in dem es (vereinfacht ausge-
drückt) gestützt auf eine Vielzahl von Anträgen um die Zulassung
Betroffener zu einem gerichtlichen Überprüfungsverfahren gegen
eine neue Hochspannungs-Stromleitung ging, waren den Antrags-
gegnern Kosten von über E 500.000,– aufgelaufen. Anders als
noch der GA legt der EuGH UVP-RL und AarhK eng aus: Wenn
die Verfahrenskosten für Verfahren auflaufen, in denen es nicht
nur um AarhK-bezogene Fragen, sondern eben auch um letztlich
nicht umweltrelevante Fragen geht, dann gelten die Bestimmun-
gen des Art 9 Abs 3 und 4 AarhK nur für jenen Teil der Kosten
eines Rechtsbehelfs, der von diesen Bestimmungen umfasst ist,
nicht auch für Verfahrenskosten in AarhK-fremden Verfahrens-
teilbereichen.2)

2. Dritte Piste, zweiter Rechtsgang

Das BVwG hatte nach der aufhebenden Entscheidung des VfGH
im ersten Rechtsgang3) nunmehr neuerlich über die Genehmi-
gungsfähigkeit der dritten Piste zu befinden und das VwG hat nun-
mehr die Errichtung und den Betrieb der neuen Piste genehmigt.
Entsprechend der Rechtsansicht des VfGH blieben Klimaschutza-
spekte genauso außer Betracht wie die Bodeninanspruchnahme.
Im Rahmen seiner E lässt das BVwG zwar durchaus erkennen,
von den Ausführungen des VfGH zum LFG nicht überzeugt zu
sein, handelt diese Aspekte aber außerhalb der Interessenabwä-
gung ab: Es gibt nun zusätzliche und teilweise strengere Auflagen
insb in den Bereichen Treibhausgasemissionen, Fluglärm und
Baustellenstaub.4)

3. Aarhus-Konvention auf bezirksverwaltungs-
behördlicher Ebene angekommen

Im Gefolge der in den einschlägigen Kreisen bereits bekannten
Diskussion rund um die Partei-/Beteiligtenrechte von NGOs gilt
es an dieser Stelle ausnahmsweise von einer administrativbe-

hördlichen E einer BH zu berichten: Nach Ansicht der BH Blu-
denz soll nämlich die Präklusionsbestimmung des § 42 AVG
entgegen der in der überwiegenden Lehre vertretenen Meinung
Art 9 Abs 3 AarhK nicht entgegenstehen. Somit verwehrt die
Beh einer NGO in einem naturschutz- und wasserrechtlichen
Genehmigungsverfahren für die Errichtung einer Beschneiungs-
anlage eine inhaltliche Behandlung deren Anbringen und An-
träge. Wir werden beobachten, wie diese Angelegenheit ausge-
hen wird . . .5)

C. Sonstiges

1. Klima- und Energiestrategie der
neuen Bundesregierung

Auf insgesamt 62 Seiten hat in den vergangenen Wochen die Bun-
desregierung die im Regierungsprogramm angekündigte Klima-
und Energiestrategie vorgestellt. In acht Querschnittsaufgaben
(zB „Evaluierung des Förder- und Abgabesystems“) werden dann
Handlungsfelder beschrieben und Leuchtturmprojekte vorgestellt.
Insgesamt beinhaltet das Dokument jedoch kaum mehr als Ab-
sichtserklärungen und vage Maßnahmenpläne. Konkrete Zahlen
findet man nur bei der Bestandsaufnahme, nicht jedoch als dezi-
dierte Zielvorgaben. Offen muss daher an dieser Stelle bleiben, ob
die der Republik zukommenden Reduktionsziele von 36% in den
Bereichen außerhalb des Emissionshandels nach dem Pariser Kli-
maschutzabkommen bei Umsetzung dieser Klima- und Energie-
strategie eingehalten werden können.6)

Umweltrechtsblog.at
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at,
einen Webblog, der Entwicklungen und Er-
kenntnisse tagesaktuell einer breiten Öffentlich-
keit zukommen lässt.
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